
Allgemeine Geschäftsbedingungen 

für Bau-/ Handwerker- und Reparaturleistungen der 
Hommel – Elektrotechnik 

Geltungsbereich 

Die nachfolgenden allgemeinen Verkaufs-, Liefer- und Reparaturbedingungen (im Folgenden kurz 
AGB) gelten für Verträge zwischen Handwerksbetrieb Hommel - Elektrotechnik, vertreten durch den 
Geschäftsinhaber, Herrn David Udo Hommel, Weidelsberg 1, 84332 Hebertsfelden, Telefon +49 
08721 128985-0, Mail info@hommel-elektro.de (im Folgenden Auftragnnehmer) und ihren Kunden 
(Verbraucher und Unternehmer).  

Entgegenstehende oder von diesen AGB abweichende bzw. ergänzende Bedingungen des Kunden 
werden nicht anerkannt.  

Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, die 
überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden können, § 13 BGB Unternehmer ist eine natürliche oder juristische Person oder eine 
rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, § 14 BGB. 

§ 1 Angebot und Vertragsabschluss

1.1.       Für alle Lieferungen und Leistungen des Auftragnehmers, auch für Auskünfte, Angebote, 
Beratung und Reparatur, geltend die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
Bedingungen des Auftraggebers sind ausdrücklich ausgeschlossen. Sie gelten nur, wenn sie 
ausdrücklich schriftlich anerkannt werden. 
1.2.       Mit Auftragserteilung erkennt der Auftraggeber an, dass die in diesen Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen enthaltenen Regelungen Vertragsbestandteil werden und dass eigene 
Geschäftsbedingungen des Auftraggebers sowie solche des Hauptauftraggebers keine Gültigkeit 
haben und zwar auch dann nicht, wenn in der Leistungsbeschreibung des Auftrags oder in sonstigen 
Schriftstücken auf sie Bezug genommen wird. 
1.3.       Die Ausführungen der dem Auftragnehmer übertragenen Leistungen sowie die Rechte und 
Pflichten der Vertragsparteien bestimmen sich nach: 
- dem Auftragsschreiben / Bestellung
- der Leistungsbeschreibung des Auftrages
- diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen
- die VOB-Teile B und C in der jeweils neuesten Fassung
- das BGB.
1.4.  An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen behält sich der Auftraggeber 
seine Eigentums- und urheberrechtlichen Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Die Unterlagen 
dürfen nur durch vorherige Zustimmung des Auftraggebers Dritten zugänglich gemacht werden und 
sind, wenn der Auftrag dem Auftragnehmer nicht erteilt wird, diesem nach Verlangen unverzüglich 
zurückzugeben. 
1.5.       An Software hat der Auftraggeber das nicht ausschließliche Recht zur Nutzung mit den 
vereinbarten Leistungsmerkmalen unveränderter Form auf den vereinbarten Geräten. Der 
Auftragsgeber darf ohne ausdrückliche Vereinbarung eine Sicherungskopie nicht erstellen. 
1.6.       Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Auftraggeber zumutbar sind. 
1.7.       Die Angebote des Auftragnehmers sind unverbindlich. Der Vertrag kommt zu Stande durch 
Bestätigung der Bestellung per Fernkommunikationsmittel im Sinne von § 312 BGB, durch 
ausdrückliche Annahme und durch Lieferung bzgl. Leistung binnen drei Wochen ab Datum des 
Zugangs der Bestellung. 
1.8. Mitarbeiter des Auftragnehmers bzw. Verkäufers sind nicht berechtigt, von vertraglichen 
Vereinbarungen abweichende mündliche Abreden zu treffen. 



 
§ 2. Auftrag und Durchführung 

2.1.       Die Bedingungen des Hauptauftrags gelten sinngemäß auch für alle Zusatz- und 
Nachtragsaufträge. 
2.2.       Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle für die Leistungen des Auftragnehmers erforderlichen 
Ausführungsunterlagen – ggf. auch die des Hauptauftraggebers – so rechtzeitig in eigener 
Verantwortung unentgeltlich dem Auftragnehmer vor dessen Angebotsabgabe vorzulegen, so dass 
dieser ausreichend Zeit zur Verfügung hat, die Pläne und die sonstigen Vertragsgrundlagen, z.B. 
Vorbemerkungen zu den jeweiligen Positionen der Leistungsbeschreibung, zu überprüfen. 
2.3.       Für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben über die Ausführungs- und 
Vertragsgrundlagen ist der Auftraggeber verantwortlich. 
2.4.       Alle Angaben über Waren und Leistungen des Auftragnehmers, insbesondere die in den 
Angeboten und Druckschriften enthaltenen Abbildungen, Zeichnungen, Gewichts-, Maß- und 
Leistungsangaben sind annähernd zu betrachtende Durchschnittswerte. Sie sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der Ware. Soweit nicht 
Grenzen für zulässige Abweichungen ausdrücklich in der Auftragsbestätigung oder in dem Vertrag 
festgelegt sind und als solche bezeichnet sind, sind in jedem Fall branchenübliche Abweichungen 
zulässig. 
2.5.       Alle zum Angebot gehörigen Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen, etc. sind nur 
annähernd als maß- und gewichtsgenau anzusehen; es sei denn, diese Maß- und 
Gewichtsgenauigkeit wurde ausdrücklich schriftlich zum Vertragsbestandteil erklärt. 

Beschaffungsartikel sind vom Umtausch ausgeschlossen. Sollten Zusatzkosten anfallen (Fracht, 
Verpackung, Mindermengenzuschlag, o. ä.), so können wir sie weiterberechnen. Für Lieferungen 
außerhalb unseres Absatzgebietes können wir Frachtkosten verrechnen. 

 

  

§ 3. Änderungen und Ergänzungen des Auftrags 

3.1.       Werden durch Änderungen des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des Auftraggebers 
und / oder des Hauptauftraggebers die Grundlagen des Preises für eine im Vertrag vorgesehene 
Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- und Minderkosten zu 
vereinbaren. Der Auftragnehmer ist in diesem Fall, wenn ihm durch die Änderung ein erheblicher 
Mehraufwand entsteht, berechtigt, die Ausführungen der Arbeiten bis zur Vereinbarung des neuen 
Preises zu verweigern. Der Anspruch des Auftragnehmers auf neue Preisvereinbarung nach der 
Ausführung bleibt hiervon unberührt. 
3.2.       Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung vom Auftraggeber und / oder 
Hauptauftraggeber gefordert, so hat der Auftragnehmer Anspruch auf besondere Vergütung. Er hat 
die daraus resultierenden Mehrkosten sowie die Terminauswirkungen dem Auftraggeber schriftlich vor 
Ausführungsbeginn mitzuteilen, es sei denn, der Auftraggeber musste – wie bei gewerblichen 
Barleistungen regelmäßig der Fall – davon ausgehen, dass die Zusatzleistungen nicht ohne 
Vergütung erfolgen werden. Eine Mitteilung ist auch im Falle des Verzichts des Auftraggebers 
entbehrlich. 
3.3.       Werden außervertragliche Leistungen dem Auftragnehmer oder Auftrag des Auftraggebers 
ausgeführt, steht dem Auftragnehmer eine Vergütung zu, wenn die Leistungen für die Erfüllung des 
Vertrags notwendig waren, dem mutmaßlichen Willen des Auftraggebers entsprachen und ihm 
unverzüglich angezeigt wurden. Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag 
(§§ 677 ff.) bleiben unberührt. 
3.4.       Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung im Einzelfall vom Hauptauftraggeber 
gefordert, so gilt Ziffer 3.3. sinngemäß. 

  

§ 4. Preise und Zahlungsbedingungen 



4.1.       Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe zahlbar. 
Teilzahlungen bei Verkäufen sind nur möglich, wenn sie vorher schriftlich vereinbart wurden. 
4.2.       Soweit eine Preisvereinbarung nicht getroffen wurde, sind die am Tage der Ausführung 
gültigen Arbeitslöhne und Materialpreise des Auftragnehmers maßgebend. 
4.3.       Festpreise haben nur dann Gültigkeit, wenn sie als solche vom Auftragnehmer schriftlich 
anerkannt und in Verbindung mit einer zeitlichen Absprache über Aufnahme und Abschluss der 
Arbeiten vereinbart werden. Hinzu kommt eine Kfz - Pauschale, da die Fahrzeit zu der Arbeitszeit 
gerechnet wird. 
4.4.       Im Übrigen ist der Auftragnehmer an Angebotspreise, die nicht Festpreise sind, nur für einen 
Zeitraum von 6 Wochen nach Vertragsabschluss gebunden. Sonderpreise fallen nicht in diese 
Regelung und werden daher separat vereinbart, mit der jeweiligen Frist. 
4.5.       Verzögert sich die Aufnahme, der Fortgang oder der Abschluss der Arbeiten aus Gründen, die 
nicht vom Auftragnehmer zu vertreten sind, so ist er berechtigt, die Preise für Lohn-, Material- und 
sonstige entstandene Kosten nach 4.2. zu erhöhen. Die Regelung der Ziff. 4.4 bleibt hiervon 
unberührt. 
4.6.       Im Angebot nicht ausdrücklich veranschlagte Leistungen, die zur Durchführung des Auftrages 
notwendig sind oder auf Verlangen des Auftraggebers ausgeführt werden, werden zusätzlich in 
Rechnung gestellt. Dies gilt insbesondere für Stemm-, Verputz-, Erdarbeiten und dergleichen. 
4.7.       Die Preise verstehen sich für normale Arbeitszeit und Arbeitsleistungen. Für Über-, Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsstunden sowie für Arbeiten unter erschwerten Bedingungen werden die tariflichen 
Zuschläge auf den Effektivlohn aufgeschlagen. 
4.8.       Die Preise verstehen sich jeweils zuzüglich der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung 
geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer. 
4.9.       Die Zahlung des Kaufpreises hat, wenn nicht anders vereinbart, ausschließlich auf das 
umseitig genannte Konto zu erfolgen. Der Abzug von Skonto ist nur bei schriftlicher besonderer 
Vereinbarung zulässig. 
4.10.     Sofern nichts anderes vereinbart wird, ist der Kaufpreis innerhalb von 10 Tagen nach 
Lieferung/Fertigstellung zu zahlen. Verzugszinsen werden in Höhe von 5 % über dem jeweiligen 
Basiszinssatz berechnet. Die Geltendmachung eines höheren Verzugsschadens bleibt vorbehalten. 
Für den Fall, dass wir einen höheren Verzugsschaden geltend machen, hat der Auftraggeber die 
Möglichkeit, uns nachzuweisen, dass der geltend gemachte Verzugsschaden überhaupt nicht oder in 
zumindest wesentlich niedrigerer Höhe angefallen ist. 
4.11.  Kosten für nicht durchgeführte Arbeiten trägt der Auftraggeber. Da Fehlersuchzeit auch 
Arbeitszeit ist, wird der entstandene und zu belegende Aufwand dem Auftraggeber in Rechnung 
gestellt, insbesondere wenn ein Auftrag nicht durchgeführt werden kann, insbesondere weil 
a.)  der beanstandete Fehler unter Beachtung der Regel der Technik nicht festgestellt werden konnte, 
b.)  der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt hat, 
c.)  der Auftrag während der Durchführung zurückgezogen wurde. 
Dies gilt nicht im Fall eines nachgewiesenen Gewährleistungsfalls. 

  

§ 5 Lieferzeit 

5.1.       Soweit kein ausdrücklich verbindlicher Liefertermin vereinbart wurde, sind unsere Liefertermin 
bzw. Lieferfristen ausschließlich unverbindliche Angaben. 
5.2.       Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Bestellers voraus. Die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages bleibt vorbehalten. 
5.3.       Der Auftraggeber kann 2 Wochen nach Überschreitung eines unverbindlichen 
Liefertermins/Lieferfrist uns in Textform auffordern binnen einer angemessenen Frist zu liefern. Sollten 
wir einen ausdrücklichen Liefertermin/eine Lieferfrist schuldhaft nicht einhalten oder wenn wir aus 
anderem Grund in Verzug geraten, so muss der Auftraggeber uns eine angemessene Nachfrist zur 
Bewirkung der Leistung setzen. Wenn wir die Nachfrist fruchtlos verstreichen lassen, so ist der 
Besteller berechtigt, vom Kaufvertrag zurückzutreten. 
5.4.       Kommt der Auftraggeber in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 
Mitwirkungspflichten, so sind wir berechtigt, den uns hierdurch entstehenden Schaden, einschließlich 
etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu verlangen. Weitergehende Ansprüche bleiben vorbehalten. 
Dem Auftraggeber bleibt seinerseits vorbehalten nachzuweisen, dass ein Schaden in der verlangten 
Höhe überhaupt nicht oder zumindest wesentlich niedriger entstanden ist. Die Gefahr eines zufälligen 
Untergangs oder einer zufälligen Verschlechterung der Kaufsache geht in dem Zeitpunkt auf den 



Auftraggeber über, in dem dieser in Annahme- oder Schuldnerverzug gerät. 
5.5.       Weitere gesetzliche Ansprüche und Rechte des Auftraggebers wegen eines Lieferverzuges 
bleiben unberührt. 

  

§ 6. Abnahme 

6.1.       Verlangt der Auftragnehmer nach der Fertigstellung- ggf. auch vor Ablauf der vereinbarten 
Ausführungsfrist – die Abnahme der Leistung, so hat sie der Auftraggeber binnen 12 Werktagen 
durchzuführen; eine andere Frist kann vereinbart werden. 
6.2.       Wird keine Abnahme verlangt, so gilt die Leistung als abgenommen mit Ablauf von 12 
Werktagen nach schriftlicher Mitteilung des Auftragnehmers über die Fertigstellung der Leistung. 
6.3.       Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung oder einen Teil der 
Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ablauf von sechs Werktagen nach 
Beginn der Benutzung als erfolgt. Die Benutzung von Teilen einer baulichen Anlage zur Weiterführung 
der Arbeiten gilt nicht als Abnahme. 
6.4.       Mit der Abnahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über. 

  

$ 7. Eigentumsvorbehalt 

7.1.       Alle gelieferten Waren bleiben bis zur Erfüllung sämtlicher Forderungen Eigentum des 
Auftragnehmers, gleich aus welchem Rechtsgrund, einschließlich der künftig entstehenden oder 
bedingten Forderung, aus gleichzeitig oder später abgeschlossenen Verträgen. Das gilt auch, wenn 
Zahlungen auf besonders bezeichnete Forderungen geleistet werden. 
7.2.       Be- und Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgen für den Auftragnehmer als Hersteller im 
Sinne von § 950 BGB ohne den Auftragnehmer zu verpflichten. Die verarbeitete Ware gilt als 
Vorbehaltsware im Sinne des Abs. 1. Bei Verarbeitung, Verbindung und Vermischung der 
Vorbehaltsware mit anderen Waren durch den Auftraggeber steht dem Auftragnehmer das 
Miteigentum an der neuen Sache zu im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum 
Rechnungswert der anderen verwendeten Waren. Erlischt das Eigentum des Auftragnehmers durch 
Verbindung oder Vermischung, so überträgt der Auftraggeber bereits jetzt die ihm zustehenden 
Eigentumsrechte an dem neuen Bestand oder der Sache im Umfang des Rechnungswertes der 
Vorbehaltsware und verwahrt sie unentgeltlich für den Auftragnehmer. Die hiernach entstehenden 
Miteigentumsrechte gelten als Vorbehaltsware im Sinne des Abs. 1. 
7.3.       Der Auftraggeber ist nur im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebs und solange 
er nicht im Verzug ist, berechtigt, die Vorbehaltsware weiter zu veräußern, zu verarbeiten oder mit 
anderen Sachen zu verbinden oder sonst einzubauen (nachstehend auch kurz Weiterveräußerung 
genannt). Jede anderweitige Verfügung über die Vorbehaltsware ist unzulässig. Von dritter Seite 
vorgenommene Pfändungen oder sonstige Zugriffe auf die Vorbehaltsware sind dem Auftragnehmer 
unverzüglich anzuzeigen. Alle Interventionskosten gehen zu Lasten des Auftraggebers, soweit sie von 
den Dritten (Gegner der Widerspruchsklage) nicht eingezogen werden können und die 
Drittwiderspruchsklage berechtigterweise erhoben worden ist. Stundet der Auftraggeber seinem 
Abnehmer den Kaufpreis, so hat sich gegenüber diesem das Eigentum an der Vorbehaltsware zu den 
gleichen Bedingungen vorzubehalten, unter denen der Auftragnehmer das Eigentum bei Lieferung der 
Vorbehaltsware vorbehalten haben; jedoch ist der Auftraggeber nicht verpflichtet, sich auch das 
Eigentum hinsichtlich der gegenüber seinem Abnehmer erst künftig entstehenden Forderungen 
vorzubehalten. Andernfalls ist der Auftraggeber zur Weiterveräußerung nicht ermächtigt. 
7.4.       Die Forderungen des Auftraggebers aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden 
bereits hiermit an den Auftragnehmer abgetreten. Sie dienen in demselben Umfange zur Sicherung 
wie der Vorbehaltsware. Der Auftraggeber ist zu einer Weiterveräußerung nur berechtigt und 
ermächtigt, wenn sichergestellt ist, dass die ihm daraus zustehenden Forderungen auf den 
Auftragnehmer übergehen. 
7.5.       Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber zusammen mit anderen, nicht vom Auftragnehmer 
gelieferten Waren zu einem Gesamtpreis veräußert, so erfolgt die Abtretung der Forderung aus der 
Veräußerung in Höhe des Rechnungswertes der jeweils veräußerten Vorbehaltsware des 
Auftragnehmers. 
7.6.       Wird die abgetretene Forderung in eine laufende Rechnung aufgenommen, so tritt der 



Auftraggeber bereits hiermit einen der Höhe nach dieser Forderung entsprechenden Teil des Saldos 
einschließlich des Schlusssaldos aus dem Kontokorrent an den Auftragnehmer ab. 
7.7.       Der Auftraggeber ist bis zum Widerruf der Einziehung des Auftragnehmers der an den 
Auftragnehmer abgetretenen Forderungen ermächtigt. Der Auftragnehmer ist zum Widerruf berechtigt, 
wenn der Auftraggeber seinen Zahlungsverpflichtungen aus der Geschäftsverbindung mit dem 
Auftragnehmer nicht ordnungsgemäß nachkommt oder dem Auftragnehmer Umstände bekannt 
werden, die die Kreditwürdigkeit des Auftraggebers erheblich zu mindern geeignet sind. Liegen die 
Voraussetzungen für die Ausübung des Widerrufsrechtes vor, hat der Auftraggeber auf Verlangen des 
Auftragnehmers hin, dem Auftragnehmer unverzüglich die abgetretenen Forderungen und deren 
Schuldner bekannt zu geben, alle zum Einzug der Forderungen erforderlichen Angaben zu machen, 
dem Auftragnehmer die dazugehörigen Unterlagen auszuhändigen und dem Schuldner die Abtretung 
anzuzeigen. Der Auftragnehmer ist auch selbst zur Abtretungsanzeige an den Schuldner berechtigt. 
7.8.       Übersteigt der Wert (bei Forderungen der Nennwert, bei beweglichen Sachen der Schätzwert) 
der für den Auftragnehmer bestehenden Sicherheiten die gesicherten Forderungen insgesamt um 
mehr als 50 v. H., ist der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers insoweit zur Freigabe von 
Sicherheiten nach Wahl des Auftragnehmers verpflichtet. 
7.9.       Wenn der Auftragnehmer den Eigentumsvorbehalt geltend macht, so gilt dies nur dann als 
Rücktritt vom Vertrag, wenn der Auftragnehmer dies ausdrücklich schriftlich erklärt. Das Recht des 
Auftraggebers, die Vorbehaltsware zu besitzen, erlischt, wenn er seine Verpflichtungen aus diesem 
oder einem anderen Vertrag nicht erfüllt. 

  

§ 8. Abtretung von Rechten 

8.1.       Zur Sicherung der vollständigen Zahlung der dem Auftragnehmer aus diesem Vertrag 
zustehenden Vergütung tritt hiermit der Auftraggeber seine Forderungen gegen den 
Hauptauftraggeber bis zur Höhe des voraussichtlichen Vergütungsanspruchs des Auftragnehmers aus 
dem Vertrag bzw. aus Zusatzaufträgen bereits jetzt an den Auftragnehmer ab, der die Abtretung 
annimmt. 
8.2.       Der Auftragnehmer verzichtet auf die Abtretung von Forderungen gegen den 
Hauptauftraggeber, soweit dieser der Abtretung nicht zustimmt. 
8.3.       Die Abtretung von Forderungen gegen den Auftragnehmer an Dritte ist ausgeschlossen. § 
354 a HGB bleibt unberührt. 

  

§ 9. Gewährleistung 

9.1.  Der Auftraggeber hat die gelieferte Ware unverzüglich zu untersuchen und etwaige Mängel 
unverzüglich schriftlich zu rügen. 
9.2. Etwaige mangelhafte Teile der Lieferung sind nach Wahl des Auftragnehmers unentgeltlich 
nachzubessern, neu zu liefern oder zu ersetzen, wenn sie innerhalb der Gewährleistungsfrist einen 
Sachmangel aufweisen, sofern die Ursache dieses behaupteten Sachmangels bereits zum Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs vorlag. Der Nachweis obliegt dem Auftraggeber. 
9.3. Gewährleistungsansprüche verjähren in 12 Monaten, sofern kein Fall des § 438 I Nr. 2 BGB 
(Bauwerke und Sachen für Bauwerke), § 479 I BGB (Rückgriffanspruch) und § 634 a I Nr. 2 BGB 
(Baumängel) gilt und in diesen Paragraphen längere Fristen vorgeschrieben sind. Dies gilt auch nicht 
in Fällen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei einer vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Auftragnehmers und bei arglistigem Verschweigens eines 
Mangels. Im Übrigen gelten die Regelungen des BGB, bezogen auf Hemmung, Unterbrechung und 
Neubeginn der Verjährungsfristen. 
9.4.  Bei berechtigten Mängelrügen darf der Auftraggeber Zahlungen an den Auftragnehmer, die 
dieser an den Auftragnehmer zu leisten hat, nur in einem Umfang zurückhalten, der in einem 
angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln steht. Erfolgte die Sachmängelrüge zu 
Unrecht, ist der Auftragnehmer berechtigt, die ihm entstandenen Aufwendungen vom Auftraggeber 
ersetzt zu verlangen. Weitergehende Schadensersatzansprüche des Auftragnehmers wegen Verzugs 
des Auftraggebers bleiben unberührt. 
9.5.  Vor der Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen ist dem Auftragnehmer Gelegenheit 
zur Nacherfüllung innerhalb einer angemessenen Frist zu gewähren. 



9.6. Schlägt diese Nacherfüllung fehl, kann der Auftraggeber unbeschadet etwaiger 
Schadensersatzansprüche vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 
9.7. Gewährleistungsansprüche bestehen nicht 
a.)  bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit, 
b.)  bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, 
c.)  bei natürlicher Abnutzung oder Schäden, die nach dem Gefahrübergang in Folge fehlerhafter oder 
nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel des 
Auftraggebers oder mangelhafter Vorarbeiten durch den Auftraggeber, 
d.)  bei Schäden bzw. Beeinträchtigungen auf Grund besonderer äußerer Einflüsse, die nach dem 
Vertrag nicht vorausgesetzt sind, sowie bei nicht reproduzierbaren Softwarefehlern oder 
e.)  wenn vom Auftraggeber oder von einem Dritten unsachgemäße Änderungen oder 
Instandsetzungsarbeiten ohne Rücksprache mit dem Auftragnehmer vorgenommen werden / worden 
sind. 

  

$ 10. Schadensersatzansprüche 

10.1. Schadens- und Aufwendungserstattungsansprüche des Auftraggebers – gleich aus welchem 
Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis 
zwischen den Parteien und aus unerlaubter Handlung – sind ausgeschlossen. 
10.2.  Dies gilt nicht, soweit zwingend der Auftragnehmer auf Schadensersatz haftet, insbesondere 
nach dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes und / oder der groben Fahrlässigkeit. 
10.3.  Der Schadensersatzanspruch ist in jedem Fall auf den vertragstypischen und vorhersehbaren 
Schaden begrenzt. 
10.4.  Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftragnehmers ist mit vorstehender Regelung 
nicht verbunden. Es bleibt bei den allgemeinen Darlegungs- und Beweislastregeln. 
10.5.  Soweit dem Auftraggeber nach diesen Vorschriften Schadensersatzansprüche zustehen, 
verjähren diese mit Ablauf der bei Gewährleistungsansprüche geltenden Verjährungsfrist. Bei 
Schadensersatzansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz gelten die dort normierten gesetzlichen 
Verjährungsvorschriften. 

  

§ 11 Gefahrenübergang 

Wird die Anlage vor der Abnahme durch höhere Gewalt oder andere, vom Auftragnehmer nicht zu 
vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, so hat der Auftragnehmer Anspruch auf Bezahlung 
der bisher ausgeführten Arbeiten. Gerät der Auftraggeber mit der Abnahme in Verzug, so geht die 
Gefahr im Verzugszeitpunkt auf ihn über. Das gleiche gilt, wenn die Montage aus Gründen, die der 
Auftraggeber zu vertreten hat, unterbrochen wird und wenn der Auftragnehmer die bis dahin 
erbrachten Leistungen einvernehmlich in die Obhut des Auftraggebers übergeben hat. 

  

$ 12. sonstige Bestimmungen 

12.1. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen / Ergänzungen bedürften der Schriftform. 
Dies gilt auch für den Verzicht des Schriftformerfordernisses. 
12.2.  Sollte eine Bestimmung dieser Geschäftsbedingungen unwirksam sein / werden, wird hiervon 
die Wirksamkeit aller sonstigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen / unwirksam 
gewordenen verpflichten sich die Parteien, eine solche Regelung zu treffen, die der unwirksamen / 
unwirksam gewordenen Regelung möglichst nahekommt. 
12.3. Erfüllungsort für die Lieferung und die Verpflichtung des Vertrags ist der Firmensitz des 
Auftragnehmers. Gerichtsstand für beide Vertragsteile ist der Firmensitz des Auftragnehmers. 
12.4.  Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des international vereinheitlichten Rechts (CISG). 

  



§ 14 Gerichtsstand 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz der gewerblichen Niederlassung des Auftragnehmers, 
soweit nicht gesetzlich zwingend etwas anderes vorgeschrieben ist. 

Soweit keine anderen Bedingungen genannt sind, gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
Hommel - Elektrotechnik welche im Internet unter www.hommel-elektro.de einsehbar sind.  



Allgemeine Geschäftsbedingungen für Montagen und 
Installationen  

 
 
 

I. Geltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
 
Die nachfolgenden Bedingungen gelten für Montage und Installation aller von dem Unternehmer 
gelieferten Materialien und Gegenstände, ebenso wie von dem Besteller zur Verfügung gestellten 
Materials/Gegenständen. 
 
Die Bedingungen gelten sowohl für eine Tätigkeit des Unternehmers als Hauptunternehmer, für den 
Besteller als auch für Tätigkeit des Unternehmers als Subunternehmer für einen Generalunternehmer, 
unbeschadet anderweitiger, individueller Vereinbarungen.  
 
Sämtliche Angebote und Annahme von Aufträgen durch den Unternehmer erfolgen ausschließlich auf 
Basis dieser Allgemeinen Montagebedingungen, entgegenstehenden Geschäftsbedingungen eines 
Bestellers oder Generalunternehmers wird hiermit ausdrücklich widersprochen, sie verpflichten den 
Unternehmer auch denn nicht, wenn er nicht noch einmal bei Vertragsabschluss widerspricht. 
 
Etwas anderes gilt nur, wenn der Unternehmer ausdrücklich schriftlich der Geltung der Bedingungen 
des Bestellers oder des Generalunternehmers zustimmt. 
 
 

II. Vertragsabschluss 
 

Angebote des Unternehmers an den Besteller wie auch einen Generalunternehmer erfolgen frei 
bleibend und unter dem Vorbehalt der schriftlichen Auftragsbestätigung des Unternehmers, es sei 
denn, es ist etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart. 
 
Die Annahme von Anreisende oder Vertreters erteilten Aufträge bleibt vorbehalten und bedarf 
gleichfalls der schriftlichen Auftragsbestätigung des Unternehmers. 
 
 

III. Vertragsunterlagen 
 
Zu einem Angebot gehörende Unterlagen, wie Abbildungen, Zeichnungen und Gewichtsangaben 
sowie nähere Beschreibungen, sind nur annähernd maßgebend und dienen der ungefähren 
Beschreibung und Festlegung des Liefergegenstandes. Gleiches gilt für Leistungs- und 
Verbrauchsangangaben. 
 
Diese Angaben stellen keine Garantie für die Beschaffenheit oder die Haltbarkeit des 
Liefergegenstandes dar. Der Lieferer behält sich Änderungen von Maßen und Gewichten des 
Liefergegenstandes bis zur Lieferung vor. 
 
An allen Abbildungen,  Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen Unterlagen, wie auch Prospekte 
und Kataloge behält sich der Lieferer das Eigentums- und Urheberrecht vor. 
 
Jedwede Verwendung außerhalb des zugrunde liegenden Vertrages, wie auch die Weitergabe an 
Dritte bedarf der ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung des Lieferers. 
 
 

IV. Montagepreis 
 
1.  
Die Preise des Unternehmers berechnen sich nach dessen Preisliste, zzgl. jeweils gesetzlicher 
Mehrwertsteuer. 
 
Abweichungen hiervon sind gesondert und schriftlich zu vereinbaren. 



 
2. 
Rechnungen sind fällig in voller Höhe mit Zugang der Rechnung, unbeschadet etwaiger anderweitig 
schriftlich zu treffender Vereinbarungen.  
 
3. 
Vorleistungen/Anzahlungen des Bestellers sowie Abschlagszahlungen sind gesondert zu vereinbaren, 
bei Montagen, deren Ausführungen über einen Monat andauert kann der Unternehmer auch bei 
Fehlen einer anderweitigen Vereinbarung Abschlagszahlungen in Höhe von 90% des jeweiligen 
Wertes der geleisteten Arbeiten berechnen. 
 
4. 
Montagearbeiten sind, wenn nicht anders vereinbart, gesondert abzurechnen. Die Montagekosten 
umfassen insbesondere Reisekosten, täglich Auslösung der Arbeitsstunden des Montagepersonals 
nach den jeweils gültigen Verrechnungssätzen des Lieferers, einschließlich Zuschlägen für 
Überstunden (zzgl. 25 %), Nachtarbeit (zzgl. 50 %) und Sonn- und Feiertagsarbeit (zzgl. 100 %). 
Normalarbeitszeit ist von Montag bis Freitag 07:30 Uhr bis 16:30 Uhr.  
 
5. 
Vorbereitungs-, Reise-, Warte- und Wegezeiten werden als Arbeitszeit betrachtet und verrechnet. 
Verzögert sich die Aufstellung oder Inbetriebnahme ohne Verschulden des Lieferers, so hat der 
Besteller alle Kosten für die Wartezeit und weiter erforderliche Reisen zu tragen. Vereinbarte 
Pauschalpreise für Montagen schließen Zuschläge für notwendig werdende Überstunden, Nacht-, 
Sonntags- und Feiertagsarbeit nicht ein. Diese können zusätzlich berechnet werden. Die mit dem 
Einbau der Anlage in Zusammenhang stehenden Montagen gelten mit der probeweisen 
Inbetriebsetzung als abgeschlossen. 
 
6. 
Ergeben sich während der Montage Änderungswünsche durch den Besteller oder werden solche 
Änderungen aufgrund technischer oder wirtschaftlicher Umstände nötig, so ist die Vergütung des 
Unternehmers entsprechend anzupassen und separat zu berechnen. 
 
 

V. Subunternehmer 
 

Der Unternehmer ist auch berechtigt, für die eigene Montagetätigkeit Subunternehmer einzusetzen, er 
ist nicht höchstpersönlich zur Durchführung der Montage verpflichtet. 
 
Die Subunternehmer werden als Erfüllungsgehilfen des Unternehmers tätig, im Rahmen derer 
Tätigkeit gelten die Montagebedingungen gleichfalls. 
 
 

VI. Zurückbehaltung und Aufrechnung 

Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist nur zulässig mit unbestrittenen, rechtskräftig festgestellten 
oder anerkannten Forderungen. 

Die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist nur zulässig bei unbestrittenen, rechtskräftig 
festgestellten oder anerkannten Gegenansprüchen, sowie solchen, die auf dem gleichen 
Vertragsverhältnis beruhen. 

 
 

VII. Mitwirkung des Bestellers  - Generalunternehmers 
 
1. 
Der Besteller hat das Montagepersonal bei der Durchführung der Montage auf seine Kosten zu 
unterstützen. 
 
2. 



Er hat die zum Schutz von Personen und Sachen am Montageplatz notwendigen speziellen 
Maßnahmen zu treffen. Er hat auch den Montageleiter über bestehende spezielle 
Sicherheitsvorschriften zu unterrichten, soweit diese für das Montagepersonal von Bedeutung sind. Er 
benachrichtigt den Unternehmer von Verstößen des Montagepersonals gegen solche 
Sicherheitsvorschriften. Bei schwerwiegenden Verstößen kann er dem Zuwiderhandelnden im 
Benehmen mit dem Montageleiter den Zutritt zur Montagestellte Verweigern. 
 
3. 
Sollte der Unternehmer als Subunternehmer die Montage durchführen ist der Generalunternehmer 
verpflichtet seinen Auftraggeber/Besteller entsprechend der obigen Ziffern 1./2. zur Mitwirkung zu 
verpflichten und gegebenenfalls für die Einhaltung und Mitwirkung seines Auftraggebers zu sorgen. 
 
Bei Verstößen durch seinen Auftraggeber/Besteller haftet er dem Unternehmer wie für eigenes 
Verschulden. 
 
 

VIII. Pflichten des Bestellers/Generalunternehmers 
 
1.  

Der Besteller ist auf seine Kosten zur technischen Hilfeleistung verpflichtet, insbesondere zu: 

a) Bereitstellung der notwendigen geeigneten Hilfskräfte (Maurer, Zimmerleute, Schlosser und 
sonstige Fachkräfte, Handlanger) in der für die Montage erforderlichen Zahl und für die 
erforderliche Zeit; die Hilfskräfte haben die Weisungen des Montageleiters zu befolgen. Der 
Unternehmer übernimmt für die Hilfskräfte keine Haftung. Ist durch die Hilfskräfte ein Mangel oder 
Schaden aufgrund von Weisungen des Montageleiters entstanden, so gelten Abschnitt VII und 
Abschnitt VIII.  

b) Vornahme aller Erd-, Bau-, Bettungs- und Gerüstarbeiten einschließlich Beschaffung der 
notwendigen Baustoffe. 

c) Bereitstellung der erforderlichen Vorrichtungen und schweren Werkzeuge (z.B. Hebezeuge, 
Kompressoren) sowie der erforderlichen Bedarfsgegenstände und -stoffe (z.B. Rüsthölzer, Keile, 
Unterlagen, Zement, Putz- und Dichtungsmaterial, Schmiermittel, Brennstoffe, Treibseile und -
riemen).  

d) Bereitstellung von Heizung, Beleuchtung, Betriebskraft, Wasser, einschließlich der erforderlichen 
Anschlüsse.  

e) Bereitstellung notwendiger, trockener und verschließbarer Räume für die Aufbewahrung des 
Werkzeugs des Montagepersonals. 

f)  Transport der Montageteile am Montageplatz, Schutz der Montagestelle und -materialien vor 
schädlichen Einflüssen jeglicher Art, Reinigen der Montagestelle. 

g) Bereitstellung geeigneter, diebessicherer Aufenthaltsräume und Arbeitsräume (mit Beheizung, 
Beleuchtung, Waschgelegenheit, sanitärer Einrichtung) und Erster Hilfe für das Montagepersonal. 

h) Bereitstellung der Materialien und Vornahme aller sonstigen Handlungen, die zur Einregulierung 
des zu montierenden Gegenstandes und zur Durchführung einer vertraglich vorgesehenen 
Erprobung notwendig sind. 

 

2.  

 Die technische Hilfeleistung des Bestellers muss gewährleisten, dass die Montage unverzüglich nach 
Ankunft des Montagepersonals begonnen und ohne Verzögerung bis zur Abnahme durch den 
Besteller durchgeführt werden kann. Soweit besondere Pläne oder Anleitungen des Unternehmers 
erforderlich sind, stellt dieser sie dem Besteller rechtzeitig zur Verfügung. 

 

3.  

 Kommt der Besteller seinen Pflichten nicht nach, so ist der Unternehmer nach Fristsetzung berechtigt, 
jedoch nicht verpflichtet, die dem Besteller obliegenden Handlungen an dessen Stelle und auf dessen 
Kosten vorzunehmen. Im Übrigen bleiben die gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Unternehmers 



unberührt. 

 

4. 
Wird der Unternehmer als Subunternehmer tätig, so ist der Generalunternehmer wiederum verpflichtet 
dafür zu sorgen, dass sein Auftraggeber/ Besteller die in Ziffern 1/ 2 niedergelegten Verpflichtungen 
erfüllt. 
 
Für Pflichtverletzungen seines Auftraggebers steht der Generalunternehmer wie für eigenes 
Verschulden ein und ist verpflichtet die nötigen Maßnahmen im Verzugsfalle seines Auftraggebers 
selbst zu ergreifen und die Verpflichtungen zu erbringen. 
 
5. 
Soweit der Unternehmer Materialien des Bestellers zu montieren hat, sind diese mängelfrei zur 
Verfügung zu stellen, Umfang und Anzahl der zu montierenden Materialien/Gegenstände werden in 
einem separaten Anhang zu der Auftragsbestätigung erfasst. 
 
 

IX. Vorliegen von Genehmigungen 
 
1. 
Der Besteller  ist verpflichtet eventuell nötige behördliche Genehmigungen selbst zu beantragen und 
einzuholen, der Unternehmer geht davon aus, dass diese bei Montagebeginn vorliegen. 
 
Dies gilt ebenso für eine gegebenenfalls nötige Statik. 
 
2. 
Der Unternehmer ist nicht verpflichtet die Frage der Notwendigkeit einer Baugenehmigung und deren 
Vorliegen zu prüfen, ebenso wenig ist er verpflichtete dem Vorhaben zu Grunde liegende Pläne und 
Statiken auf deren Richtigkeit zu prüfen. 
 
3. 
Im Falle der Tätigkeit des Unternehmers für einen Generalunternehmer ist dieser wiederum 
verpflichtet den Besteller auf diese Umstände hinzuweisen. 
 
 

X. Montagefrist Montageverzögerung 
 
1.  

 Die Montagefrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf die Montage zur Abnahme durch den 
Besteller, im Falle einer vertraglich vorgesehenen Erprobung zu deren Vornahme, bereit ist. 

 

2.  

Verzögert sich die Montage durch Maßnahmen im Rahmen von Arbeitskämpfen, insbesondere Streik 
und Aussperrung, sowie den Eintritt von Umständen, die vom Montageunternehmer nicht verschuldet 
sind, so tritt, soweit solche Hindernisse nachweislich auf die Fertigstellung der Montage von 
erheblichem Einfluss sind, eine angemessene Verlängerung der Montagefrist ein.  

 
3. 
Obige Bedingungen und Regelungen gelten auch im Auftragsverhältnis des Unternehmers zu einem 
Generalunternehmer. 
 

 
XI. Abnahme 

 
1.  

 Der Besteller ist zur Abnahme der Montage verpflichtet, sobald ihm deren Beendigung angezeigt 
worden ist und eine etwa vertraglich vorgesehene Erprobung des montierten Gegenstandes 



stattgefunden hat. Erweist sich die Montage als nicht vertragsgemäß, so ist der Unternehmer zur 
Beseitigung des Mangels verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Mangel für die Interessen des 
Bestellers unerheblich ist oder auf einem Umstand beruht, der dem Besteller zuzurechnen ist. Liegt 
ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Besteller die Abnahme nicht verweigern. 

2.  

Verzögert sich die Abnahme ohne Verschulden des Unternehmers, so gilt die Abnahme nach Ablauf 
zweier Wochen seit Anzeige der Beendigung der Montage als erfolgt. 

3.  

 Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Unternehmers für erkennbare Mängel, soweit sich der 
Besteller nicht die Geltendmachung eines bestimmten Mangels vorbehalten hat. 

4.  

 Obige Bedingungen und Regelungen gelten auch im Auftragsverhältnis des Unternehmers zu einem 
Generalunternehmer. 

 
 

XII. Mängelansprüche 
 
1.  

 Nach Abnahme der Montage haftet der Unternehmer für Mängel der Montage unter Ausschluss aller 
anderen Ansprüche des Bestellers unbeschadet Nr. 5 und Abschnitt XIII. in der Weise, dass er die 
Mängel zu beseitigen hat. Der Besteller hat einen festgestellten Mangel unverzüglich schriftlich dem 
Unternehmer anzuzeigen. 

 

2.  

 Die Haftung des Unternehmers besteht nicht, wenn der Mangel für die Interessen des Bestellers 
unerheblich ist oder auf einem Umstand beruht, der dem Besteller zuzurechnen ist. 

 

3.  

 Bei etwa seitens des Bestellers oder Dritter unsachgemäß ohne vorherige Genehmigung des 
Unternehmers vorgenommenen Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten wird die Haftung des 
Unternehmers für die daraus entstehenden Folgen aufgehoben. Nur in dringenden Fällen der 
Gefährdung der Betriebssicherheit und zur Abwehr unverhältnismäßig großer Schäden, wobei der 
Unternehmer sofort zu verständigen ist, oder wenn der Unternehmer – unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Ausnahmefälle – eine ihm gesetzte angemessene Frist zur Mängelbeseitigung hat 
fruchtlos verstreichen lassen, hat der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften das Recht, 
den Mangel selbst oder durch Dritte beseitigen zu lassen und vom Unternehmer Ersatz der 
notwendigen Kosten zu verlangen. 

 

4.  

 Von den durch die Mängelbeseitigung entstehenden unmittelbaren Kosten trägt der Unternehmer – 
soweit sich die Beanstandung als berechtigt herausstellt – die Kosten des Ersatzstückes einschließlich 
des Versandes. Er trägt außerdem die Kosten des Aus- und Einbaus sowie die Kosten der etwa 
erforderlichen Gestellung der notwendigen Monteure und Hilfskräfte einschließlich Fahrtkosten, soweit 
hierdurch keine unverhältnismäßige Belastung des Unternehmers eintritt. 

 

5.  

 Lässt der Unternehmer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle – eine ihm gesetzte 
angemessene Frist für die Mängelbeseitigung fruchtlos verstreichen, so hat der Besteller im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften ein Minderungsrecht. Nur wenn die Montage trotz der Minderung für den 
Besteller nachweisbar ohne Interesse ist, kann der Besteller vom Vertrag zurücktreten. 

Weitere Ansprüche bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt X.3 dieser Bedingungen. 



 

6.  

 Obige Bedingungen und Regelungen gelten auch im Auftragsverhältnis des Unternehmers zu einem 
Generalunternehmer. 

 
 

XIII. Haftung des Unternehmers – Haftungsausschluss 
  
1.   

 Wird bei der Montage ein vom Unternehmer geliefertes Montageteil durch Verschulden des 
Montageunternehmers beschädigt, so hat dieser es nach seiner Wahl auf seine Kosten wieder instand 
zu setzen oder neu zu liefern. 

 

2.  

 Wenn durch Verschulden des Unternehmers der montierte Gegenstand vom Besteller infolge 
unterlassener oder fehlerhafter Ausführung von vor oder nach Vertragsschluss erfolgten Vorschlägen 
und Beratungen sowie anderen vertraglichen Nebenverpflichtungen – insbesondere Anleitung für 
Bedienung und Wartung des montierten Gegenstandes – nicht vertragsgemäß verwendet werden 
kann, so gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des Bestellers die Regelungen der Abschnitte 
VII und VIII. 1 und 3. 

 

3.  

 Für Schäden, die nicht am Montagegegenstand selbst entstanden sind, haftet der Unternehmer – aus 
welchen Rechtsgründen auch immer – nur 

a) bei Vorsatz, 

b) bei grober Fahrlässigkeit des Inhabers/der Organe oder leitender Angestellter, 

c) bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit, 

d) bei Mängeln, die er arglistig verschwiegen hat, 

e) im Rahmen einer Garantiezusage, 

f) soweit nach Produkthaftungsgesetz für Personen- oder Sachschäden an privat genutzten 
Gegenständen gehaftet wird. 

 Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Montageunternehmer auch 
bei grober Fahrlässigkeit nicht leitender Angestellter und bei leichter Fahrlässigkeit, in letzterem 
Fall begrenzt auf den vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden.  

 Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. 

 

4. 

 Der Unternehmer haftet nicht für Mängel seiner Montage oder Schäden am Grundstück oder an 
Sachen des Bestellers, wenn diese darauf beruhen, dass der Besteller nötige Vorleistungen und 
Verpflichtungen nicht oder nicht ausreichend erfüllt hat.  

 Der Unternehmer haftet weiter nicht, wenn solche Mängel oder Schäden auf Fehler in Statik oder 
Plänen zurück zu führen sind, die dem Unternehmer nicht erkennbar waren. 

 Der Unternehmer haftet weiter nicht, wenn Mängel oder Schäden dadurch entstanden sind, dass 
Vorgewerke nicht ordnungsgemäß ausgeführt wurden ider Grundstück oder Sachen des Bestellers 
schon Schäden oder Mängel aufweisen, soweit diese für den Unternehmer nicht erkennbar waren und 
er nicht zu einer Bedenkenanzeige verpflichtet gewesen wäre. 

 

5.  

 Obige Bedingungen und Regelungen gelten auch im Auftragsverhältnis des Unternehmers zu einem 



Generalunternehmer. 

 
 
 

XIV. Verjährung 
 
1.  

 Alle Ansprüche des Bestellers – aus welchen Rechtsgründen auch immer – verjähren in 12 Monaten. 
Für Schadensersatzansprüche nach Abschnitt VIII. 3 a – d und f gelten die gesetzlichen Fristen. 
Erbringt der Unternehmer die Montageleistung an einem Bauwerk und verursacht er dadurch dessen 
Mangelhaftigkeit, gelten ebenfalls die gesetzlichen Fristen. 

 

2.  
Die Verjährungsregelung gilt auch im Auftragsverhältnis zwischen dem Unternehmer als 
Subunternehmer gegenüber einem Generalunternehmer 

 
 

XV. Ersatzleistung des Bestellers 
 
1.  

 Werden ohne Verschulden des Montageunternehmers die von ihm gestellten Vorrichtungen oder 
Werkzeuge auf dem Montageplatz beschädigt oder geraten sie ohne sein Verschulden in Verlust, so 
ist der Besteller zum Ersatz dieser Schäden verpflichtet. Schäden, die auf normale Abnutzung 
zurückzuführen sind, bleiben außer Betracht. 

 
2.  
Wird der Unternehmer als Subunternehmer tätigt so ist ihm der Generalunternehmer im obigen 
Umfang zum Ersatz verpflichtet.  
 
 

XVI. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
 
1.  

 Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Unternehmer und dem Besteller gilt ausschließlich das für 
die Rechtsbeziehungen inländischer Parteien untereinander maßgebliche Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. 

 

2.  

 Gerichtsstand ist das für den Sitz des Unternehmers zuständige Gericht. Der Montageunternehmer ist 
jedoch berechtigt, am Hauptsitz des Bestellers Klage zu erheben. 

 

3.  
Sämtliche Vereinbarungen zwischen Unternehmer und Besteller sind schriftlich niederzulegen, 
Schriftform gilt auch für sämtliche Änderungen und/ oder Nebenabreden vor oder nach Abschluss des 
Vertrages. 
 
4. 
Der Vertrag bleibt auch bei Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen im Übrigen wirksam, die 
unwirksame Bestimmung wird durch eine Bestimmung ersetzt,  die dem wirtschaftlich Gewolltem am 
nächsten kommt. 
 
5. 
Obige Bedingungen gelten gleichfalls im Vertragsverhältnis zwischen dem Unternehmer als 
Subunternehmer und dem Generalunternehmer. 

 



Allgemeine Geschäftsbedingungen für Reparatur, 
Wartung, Service und Inspektion 

 
 
 

I. Geltungsbereich 
 
Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für Reparatur, Wartung, Service und In-
spektionstätigkeit sowohl für selbst gelieferte Anlagen des Auftragnehmers als auch für An-
lagen und Geräte aus dem Bestand des Auftraggebers, oder die von Dritten geliefert oder 
beigestellt wurden.  
 
Im Folgenden wird einzig die Formulierung Tätigkeit verwendet, die Formulierung ist zu ver-
wenden für die jeweils beauftragte Durchführung von Service, Reparatur, Montage oder War-
tung. 
  
 

II. Vertragsschluss 
 
1.  
Für den Inhalt des Vertrages und den Umfang der zu leistenden Tätigkeit ist ausschließlich 
die schriftliche Auftragsbestätigung des Auftragnehmers maßgebend. 
 
2.  
Liegt eine unwidersprochene schriftliche Auftragsbestätigung vor, so ist diese für den Inhalt 
des Vertrages und den Umfang der Tätigkeit maßgebend.  
 
3. 
Erfolgt während der Durchführung der Tätigkeit die Beauftragung zusätzlicher Tätigkeit oder 
die Abänderung der Tätigkeit oder des Umfangs derselben, ist ein erweitertes Angebot zu 
erstellen, alternativ auf Regie nach den Sätzen des Auftragnehmers abzurechnen. 
 
 

III. Nicht durchführbare Reparatur 
 
1.  
Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlages erbrachten Leistungen sowie der weitere ent-
standene und zu belegende Aufwand (Fehlersuchzeit gleich Arbeitszeit) werden dem Kun-
den in Rechnung gestellt, wenn die Tätigkeit aus vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden 
Gründen nicht durchgeführt werden kann, insbesondere weil 
 • der beanstandete Fehler bei der Inspektion nicht aufgetreten ist,  
 • Ersatzteile nicht zu beschaffen sind,  
 • der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt hat,  
 • der Vertrag während der Durchführung gekündigt worden ist. 

 Allgemeine Wartezeiten, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat. 
 
2.  
Ein Reparaturgegenstand braucht nur auf ausdrücklichen Wunsch des Kunden gegen Erstat-
tung der Kosten wieder in den Ursprungszustand zurückversetzt zu werden, es sei denn, 
dass die vorgenommenen Arbeiten nicht erforderlich waren. 
 
3.  
Bei nicht durchführbarer Tätigkeit haftet der Auftragnehmer nicht für Schäden am Gegen-
stand, die Verletzung vertraglicher Nebenpflichten und für Schäden, die nicht am Gegen-



stand selbst entstanden sind, gleichgültig auf welchen Rechtsgrund sich der Kunde beruft. 
 
Der Auftragnehmer haftet dagegen bei Vorsatz, bei grober Fahrlässigkeit des Inhabers/der 
Organe oder leitender Angestellter, sowie bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten. 
 
Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Auftragnehmer – außer 
in den Fällen des Vorsatzes und der groben Fahrlässigkeit des Inhabers/der Organe oder 
leitender Angestellter – nur für den vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren 
Schaden. 
 
 

IV. Mitwirkung und technische Hilfeleistung des Kunden bei Reparatur au-
ßerhalb des Werkes des Auftragnehmers 

 
1.  
Der Kunde hat das Personal bei der Durchführung der Tätigkeit auf seine Kosten zu unter-
stützen. 
 
2.  
Der Kunde hat die zum Schutz von Personen, Sachen, Gesundheit, Umweltschutz und Um-
welt am Tätigkeitsplatz notwendigen speziellen Maßnahmen zu treffen. Er hat auch das Per-
sonal über bestehende spezielle Sicherheitsvorschriften, SGU-Belange (Sicherheit, Gesund-
heit, Umweltschutz und Umwelt) zu unterrichten, soweit diese für das Personal von Bedeu-
tung sind. Er benachrichtigt den Auftragnehmer von Verstößen des Personals gegen solche 
Sicherheitsvorschriften. Bei schwerwiegenden Verstößen kann er dem Zuwiderhandelnden 
im Benehmen mit dem Personal den Zutritt zu dem Arbeitsplatz verweigern. 
 
3.   
Der Kunde ist auf seine Kosten zur technischen Hilfeleistung verpflichtet, insbesondere zu: 
 
a) Bereitstellung der notwendigen geeigneten Hilfskräfte in der für die Tätigkeit erforderli-
chen Zahl und für die erforderliche Zeit; die Hilfskräfte haben die Weisungen des Personals 
zu befolgen. Der Auftragnehmer übernimmt für die Hilfskräfte keine Haftung. Ist durch die 
Hilfskräfte ein Mangel oder Schaden aufgrund von Weisungen des Personals entstanden, so 
gelten die Regelungen der Abschnitte IX und X entsprechend.  
 

 b) Vornahme aller Bau-, Bettungs- und Gerüstarbeiten einschließlich Beschaffung der 
notwendigen Baustoffe. 

 
 c) Bereitstellung der erforderlichen Vorrichtungen, schweren Werkzeuge und/oder Spezial-

werkzeuge sowie der erforderlichen Bedarfsgegenstände und -stoffe.  
 
 d) Bereitstellung von Heizung, Beleuchtung, Betriebskraft, Wasser, einschließlich der 

erforderlichen Anschlüsse.  
 
 e) Bereitstellung notwendiger, trockener und verschließbarer Räume für die Aufbewahrung 

des Werkzeugs des Personals.  
 
 f) Schutz des Arbeitsplatzes und -materialien vor schädlichen Einflüssen jeglicher Art, 

Reinigen des Arbeitsplatzes. 
 
 g) Bereitstellung geeigneter, diebessicherer Aufenthaltsräume und Arbeitsräume (mit 

Beheizung, Beleuchtung, Waschgelegenheit, sanitärer Einrichtung) und Erster Hilfe für das 
Personal. 

 



 h) Bereitstellung der Materialien und Vornahme aller sonstigen Handlungen, die zur 
Einregulierung des Gegenstandes und zur Durchführung einer vertraglich vorgesehenen 
Erprobung notwendig sind. 

  
 i) Bereitstellung eventuell nötiger Arbeitsgenehmigungen/Freigaben für die jeweiligen 

Tätigkeiten vor Arbeitsbeginn. 
 
4.  
Die technische Hilfeleistung des Kunden muss gewährleisten, dass die Tätigkeit unverzüg-
lich nach Ankunft des Personals begonnen und ohne Verzögerung bis zur Abnahme durch 
den Kunden durchgeführt werden kann. Sofern besondere Pläne, Spezifikationen oder Anlei-
tungen erforderlich sind, stellt der Kunden sie dem Auftragnehmer rechtzeitig und in aktueller 
Fassung zur Verfügung. 
 
5.  
Kommt der Kunde seinen Pflichten nicht nach, so ist der Auftragnehmer nach Fristsetzung 
berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, die dem Kunden obliegenden Handlungen an dessen 
Stelle und auf dessen Kosten vorzunehmen. Im Übrigen bleiben die gesetzlichen Rechte und 
Ansprüche des Auftragnehmers unberührt. 
 
 

V. Tätigkeitsfrist, Tätigkeitsverzögerung 
 
1.  
Die Angaben über die Tätigkeitsfristen beruhen auf Schätzungen und sind daher nicht ver-
bindlich. 
 
2.  
Die Vereinbarung einer verbindlichen Frist, die als verbindlich bezeichnet sein muss, kann 
der Kunde erst dann verlangen, wenn der Umfang der Arbeiten genau feststeht und keine 
besonderen Umstände eintreten. 
 
3.  
Die verbindliche Frist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der Gegenstand zur Über-
nahme durch den Kunden, im Falle einer vertraglich vorgesehenen Erprobung zu deren Vor-
nahme, bereit ist. 
 
4.  
Bei später erteilten Zusatz- und Erweiterungsaufträgen oder bei notwendigen zusätzlichen 
Arbeiten verlängert sich die vereinbarte Frist entsprechend. 
 
5.  
Verzögert sich die Tätigkeit durch Maßnahmen im Rahmen von Arbeitskämpfen, insbeson-
dere Streik und Aussperrung, sowie den Eintritt von Umständen, die vom Auftragnehmer 
nicht verschuldet sind, so tritt, soweit solche Hindernisse nachweislich auf die Fertigstellung 
der Tätigkeit von erheblichem Einfluss sind, eine angemessene Verlängerung der Frist ein.  
 
 

VI. Abnahme 
 
1.  
Der Kunde ist zur Abnahme der Tätigkeit verpflichtet, sobald ihm deren Beendigung ange-
zeigt worden ist und eine etwa vertraglich vorgesehene Erprobung des Gegenstandes statt-
gefunden hat. Erweist sich die Tätigkeit als nicht vertragsgemäß, so ist der Auftragnehmer 
zur Beseitigung des Mangels verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Mangel für die Interessen 
des Kunden unerheblich ist oder auf einem Umstand beruht, der dem Kunden zuzurechnen 



ist. Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Kunde die Abnahme nicht verwei-
gern.  
 
2.  
Verzögert sich die Abnahme ohne Verschulden des Auftragnehmers, so gilt die Abnahme 
nach Ablauf zweier Wochen seit Anzeige der Beendigung der Tätigkeit als erfolgt. 
 
3.  
Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für erkennbare Mängel, soweit 
sich der Kunde nicht die Geltendmachung eines bestimmten Mangels vorbehalten hat. 
 
 

VII. Eigentumsvorbehalt, erweitertes Pfandrecht 
 
1.  
Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum an allen verwendeten Zubehör-, Ersatzteilen 
und Austauschaggregaten bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem Vertrag vor. Weiterge-
hende Sicherungsvereinbarungen können getroffen werden. 
 
2.  
Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Vertrag ein Pfandrecht an dem 
aufgrund des Vertrages in seinen Besitz gelangten Gegenstand des Kunden zu. Das Pfand-
recht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Arbeiten, Ersatzteillieferun-
gen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit dem Gegenstand in 
Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung gilt das 
Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten oder rechtskräftig sind. 
 
 

VIII. Zurückbehaltung und Aufrechnung 
 
Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist nur zulässig mit unbestrittenen, rechtskräftig 
festgestellten oder anerkannten Forderungen. 
Die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist nur zulässig bei unbestrittenen, rechtskräf-
tig festgestellten oder anerkannten Gegenansprüchen, sowie solchen, die auf dem gleichen 
Vertragsverhältnis beruhen. 
 
 

IX. Ausschluss der Gewährleistung  
 
3.  
Eine Gewährleistungsverpflichtung des Auftragnehmers besteht nicht, wenn der Mangel für 
die Interessen des Kunden unerheblich ist oder auf einem Umstand beruht, der dem Kunden 
zuzurechnen ist. Dies gilt insbesondere bezüglich der vom Kunden beigestellten Teile. 
 
4.  
Bei etwa seitens des Kunden oder Dritter unsachgemäß ohne vorherige Zustimmung des 
Auftragnehmers vorgenommenen Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten wird die Haf-
tung des Auftragnehmers für die daraus entstehenden Folgen aufgehoben. Nur in dringen-
den Fällen der Gefährdung der Betriebssicherheit und zur Abwehr unverhältnismäßig großer 
Schäden, wobei der Auftragnehmer sofort zu verständigen ist, oder wenn der Auftragnehmer 
– unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle – eine ihm gesetzte angemessene 
Frist zur Mängelbeseitigung hat fruchtlos verstreichen lassen, hat der Kunde im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften das Recht, den Mangel selbst oder durch Dritte beseitigen zu las-
sen und vom Auftragnehmer Ersatz der notwendigen Kosten zu verlangen. 
 
 



 

X. Haftung des Auftragnehmers, Haftungsausschluss 
 
1.  
Werden Teile des Gegenstandes durch Verschulden des Auftragnehmers beschädigt, so hat 
der Auftragnehmer diese nach seiner Wahl auf seine Kosten zu reparieren oder neu zu lie-
fern. Die Ersatzpflicht beschränkt sich der Höhe nach auf den vertraglichen Preis. Im Übrigen 
gilt IX.  
 
2.   
Für Schäden, die nicht am Gegenstand selbst entstanden sind, haftet der Auftragnehmer – 
aus welchen Rechtsgründen auch immer – nur  
 
  a) bei Vorsatz, 
  b) bei grober Fahrlässigkeit des Inhabers/der Organe oder leitender Angestellter, 
  c) bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit, 
  d) bei Mängeln, die er arglistig verschwiegen hat, 
  e) im Rahmen einer Garantiezusage, 

 f)  soweit nach Produkthaftungsgesetz für Personen- oder Sachschäden an privat 
genutzten Gegenständen gehaftet wird. 

 
Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Auftragnehmer auch 
bei grober Fahrlässigkeit nicht leitender Angestellter und bei leichter Fahrlässigkeit, in letzte-
rem Fall begrenzt auf den vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden.  
 
Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. 
 
 

XI. Verjährung 
 
Alle Ansprüche des Kunden – aus welchen Rechtsgründen auch immer – verjähren in 12 
Monaten. Für Schadensersatzansprüche nach Abschnitt IV. 3 a–d und f gelten die gesetzli-
chen Fristen. Erbringt der Auftragnehmer die Arbeiten an einem Bauwerk und verursacht er 
dadurch dessen Mangelhaftigkeit, gelten ebenfalls die gesetzlichen Fristen. 
 
 

XII. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
 
1.  
Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und dem Kunden gilt ausschließ-
lich das für die Rechtsbeziehungen inländischer Parteien untereinander maßgebliche Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. 
 
2.  
Gerichtsstand ist das für den Sitz des Auftragnehmers zuständige Gericht. Der Auftragneh-
mer ist jedoch berechtigt, am Hauptsitz des Kunden Klage zu erheben. 
 
3.  
Sämtliche Vereinbarungen zwischen Unternehmer und Besteller sind schriftlich nieder zule-
gen, Schriftform gilt auch für sämtliche Änderungen und/ oder Nebenabreden vor oder nach 
Abschluss des Vertrages. 
 
4.  
Der Vertrag bleibt auch bei Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen im Übrigen wirksam, die 
unwirksame Bestimmung wird durch eine Bestimmung ersetzt, die dem wirtschaftlich Gewoll-
tem am nächsten kommt. 



 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen  

I. Geltung der Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen 
 
Die Angebote des Lieferers, die Auftragsannahme und alle Lieferungen erfolgen 
ausschließlich aufgrund der nachstehenden "Allgemeinen Verkaufs- und 
Lieferbedingungen". 
 
Einkaufsbedingungen des Bestellers wird hiermit ausdrücklich widersprochen; sie 
verpflichten den Lieferer auch dann nicht, wenn er nicht noch einmal bei 
Vertragsabschluß widerspricht. 
 
Etwas anderes gilt nur, wenn der Lieferer ausdrücklich schriftlich der Geltung der 
Bedingungen des Bestellers zustimmt. 
 
Wird der Lieferer auch mit der Montage der Waren beauftragt, gelten ausschließlich die 
unter XII. abgedruckten Montagebedingungen, die von dem Besteller akzeptiert werden, 
entgegen stehenden Bedingungen wird ausdrücklich widersprochen. 
 
 

II. Angebot und Vertragsabschluß 
 
a) 
Die Angebote des Lieferers erfolgen freibleibend und unter dem Vorbehalt der 
schriftlichen Bestätigung des Lieferers, es sei denn, es ist etwas anderes ausdrücklich 
schriftlich bestimmt. Die Annahme der Reisenden oder Vertretern erteilten Aufträge 
bleibt vorbehalten und bedarf gleichfalls der schriftlichen Bestätigung des Lieferers. 
 
Zu einem Angebot gehörende Unterlagen, wie Abbildungen, Zeichnungen und 
Gewichtsangaben sowie nähere Beschreibungen, sind nur annähernd maßgebend und 
dienen der ungefähren Beschreibung und Festlegung des Liefergegenstandes. 
Gleiches gilt für Leistungs- und Verbrauchsangaben. 
 
Diese Angaben stellen keine Garantie für die Beschaffenheit oder die Haltbarkeit des 

Liefergegenstandes dar. Der Lieferer behält sich Änderungen von Maßen und 

Gewichten des Liefergegenstandes bis zur Lieferung vor. 

b) 
An allen Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen Unterlagen, wie auch 
Prospekte und Kataloge behält sich der Lieferer das Eigentums- und Urheberrecht vor. 
 
Jedwede Verwendung außerhalb des zu Grunde liegenden Vertrages, wie auch die 
Weitergabe an Dritte bedarf der ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung des Lieferers. 
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III. Preise und Zahlungen 

 
a) 
Preise gelten ohne Verpackungen und nicht für Nachbestellungen. 
 
Verpackung wird separat berechnet. 
 
Rahmenverträge werden von diesen Regelungen nicht betroffen, entsprechende 
Konditionen sind gesondert vereinbart. 
 
b) 
Grundlage der Preise sind die Gestehungskosten zum Zeitpunkt der schriftlichen 
Bestätigung des Lieferers. Erhöhen sich diese Gestehungsosten bis zum Zeitpunkt der 
Lieferung durch Erhöhung der Abgaben, der Preise für Rohstoffe, Hilfsstoffe, Energie, 
Frachten oder Löhne, ist der Lieferer zu entsprechender Berichtigung des vereinbarten 
Preises berechtigt.  
 
Aus einer solchen Preiserhöhung kann ein Recht des Bestellers zum Rücktritt nicht 
hergeleitet werden. 
 
c) 
Beträgt die vereinbarte Lieferfrist mehr als vier Monate nach Vertragsschluss oder 
erfolgt die Lieferung tatsächlich aus Gründen, die der Besteller zu vertreten hat, erst 
mehr als vier Monate nach Vertragsschluss, so ist der Lieferer berechtigt, den am Tage 
der Ausführung der Lieferung gültigen Preis zu berechnen. 
 
d) 
Der vereinbarte Lieferpreis zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer ist nach Zugang der 
Rechnung zur Zahlung fällig, unbeschadet einer etwaigen anderweitigen Abrede. 
Zahlungen an Reisende oder Vertreter des Lieferers sind ohne schriftliche 
Inkassovollmacht unzulässig. Verpackungs-, Transport- und Montagekosten sind sofort 
nach Rechnungserhalt zur Zahlung fällig. 
 
Bei mehreren offenen Rechnungen werden Zahlungen zunächst auf die älteren 
Forderungen verrechnet, sind bereits Kosten und Zinsen entstanden, so werden 
Zahlungen zunächst auf Kosten, dann Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung 
verrechnet, wiederum jeweils auf die älteren Rechnungen. 
 
e) 
Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist nur zulässig mit unbestrittenen, rechtskräftig 
festgestellten oder anerkannten Forderungen. 

Die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist nur zulässig bei unbestrittenen, 
rechtskräftig festgestellten oder anerkannten Gegenansprüchen, sowie solchen, die auf 
dem gleichen Vertragsverhältnis beruhen. 

 
 

IV. Verzug 
 
a) 
Bei Überschreiten der Zahlungsfristen oder bei nachträglicher Stundung werden 
gesetzliche Zinsen berechnet. 
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b) 
Wenn der Besteller einen Scheck oder Wechsel nicht einlöst, oder wenn dem Lieferer 
wesentliche Verschlechterungen in den Verhältnissen des Bestellers bekannt 
werden, welche den Zahlungsanspruch gefährden, so wird die gesamte Restschuld 
fällig, auch soweit Wechsel mit späterer Fälligkeit laufen. 
 
Wird die gesamte Restschuld nicht sofort bezahlt, so erlischt das Gebrauchsrecht des 
Bestellers an dem Liefergegenstand. 
Der Lieferer ist berechtigt, entweder den Liefergegenstand ohne Verzicht auf seine 
Ansprüche bis zu deren Befriedigung wieder an sich zu nehmen oder vom Vertrag 
zurückzutreten. 
 
Werden solche Umstände bekannt nach Abschluss des Vertrages aber vor 
Ausführung der Lieferung, kann der Lieferer seine Leistung verweigern und Bewirkung 
der Zahlung Zug um Zug gegen Lieferung verlangen, auch dann, wenn andere 
Zahlungsbedingungen- und Fristen vereinbart wurden, alternativ kann der Lieferer 
die Leistung einer Sicherheit verlangen. 
 
c) 
Wenn der Besteller auch ansonsten seinen Zahlungspflichten nach Mahnung mit 
Setzen einer angemessenen Nachfrist zur Zahlung nicht nachkommt, ist der Lieferer 
berechtigt, den Liefergegenstand wieder an sich zu nehmen oder vom Vertrag 
zurückzutreten. Im Falle eines Teilzahlungsgeschäftes kann der Lieferer wegen 
Zahlungsverzugs des Bestellers unter den dafür gesetzlich vorgesehenen 
Voraussetzungen vom Vertrag zurücktreten. 
 
d) 
Im Falle des Rücktritts vom Vertrag ist der Lieferer weiter berechtigt, Schadenersatz 
statt Leistung oder Ersatz seiner vergeblichen Aufwendungen zu verlangen, wenn 
der Lieferer dem Besteller vorher erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung 
gesetzt hatte. 
 
Sofern der Lieferer Schadenersatz statt der Leistung verlangt, ist er berechtigt, als 
Schadenspauschale 25 % des vereinbarten Kaufpreises ohne Abzug zu berechnen. 
 
Dem Lieferer bleibt es unbenommen, einen höheren Schaden nachzuweisen und 
geltend zu machen, dem Besteller steht es ebenso frei, nachzuweisen, dass ein 
Schaden überhaupt nicht oder wesentlich niedriger als die geforderte Pauschale 
entstanden ist. 
 
Dies gilt auch dann, wenn sich der Besteller nicht nur in Verzug mit der Zahlung, 
sondern auch mit Annahme der Ware oder einer sonstigen Mitwirkungspflicht befindet. 
 
e) 
Erfolgt der Rücktritt vom Vertrag nach Auslieferung der Ware, hat der Lieferer neben 
dem Anspruch auf Rückgewähr der Waren einen Anspruch auf Vergütung der 
Gebrauchsüberlassung, dieser Anspruch tritt selbständig neben 
Schadenersatzansprüche und Ersatz vergeblicher Aufwendungen. 
 
f) 
Sämtliche obige Regelungen gelten auch in den Fällen direkter Belieferung des 
Endkunden durch den Lieferanten auf Geheiß des Bestellers. 
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V. Eigentumsvorbehalt 
 
a) 
Der Lieferer behält sich das Eigentum an den Waren bis zum Eingang aller Zahlungen 
aus dem Vertrag vor. 
 
Der Besteller ist verpflichtet, die Waren pfleglich zu behandeln, insbesondere auch auf 
eigene Kosten gegen Feuer, Wasser und Diebstahl zum Neuwert zu versichern. 
 
Eventuelle Wartungs- und Inspektionsarbeiten muß der Besteller auf eigene Kosten 
rechtzeitig und sorgfältig durchführen. 
 
b) 
Bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen Zugriffen Dritter hat der Besteller den 
Lieferer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, um den Lieferer die Ausübung 
seiner Rechte aus dem Eigentumsvorbehalt zu ermöglichen. 
 
Im Falle eines Verstoßes hiergegen haftet der Besteller für entstehenden Ausfall des 
Lieferers. 
 
c) 
Der Besteller ist berechtigt, die Waren im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu 
veräußern, er tritt jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Bruttokaufpreises 
der Forderung des Lieferers an diesen ab, die ihm aus der Weiterveräußerung der 
Ware zustehen. 
 
Dies unabhängig davon, ob die Waren ohne oder nach Verarbeitung weiter verkauft 
werden. 
 
Zur Einziehung der Forderungen bleibt der Kunde auch nach Abtretung ermächtigt, 
hiervon unberührt bleibt die Befugnis des Lieferers, die Forderungsabtretung offen zu 
legen und die Forderungen selbst einzuziehen. 
 
Dies unterbleibt, so lange der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt, 
nicht in Zahlungsverzug gerät und kein Antrag auf Eröffnung eines Vergleichs- oder 
Insolvenzverfahrens gestellt wird. 
 
In diesem Fall ist der Hersteller verpflichtet, unverzüglich dem Lieferer alle 
erforderlichen Angaben zu dessen Käufern zu machen und die nötigen Unterlagen 
auszuhändigen und dem Lieferer die Offenlegung der Abtretung zu ermöglichen. 
 
d) 
Die Verarbeitung oder Umbildung der Waren durch den Besteller wird stets für den 
Lieferer vorgenommen. 
 
Werden die Waren mit anderen, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen 
verarbeitet, erwirkt dieser das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
Wertes der eigenen Forderung zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung. 
 
Für die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt der Eigentumsvorbehalt 
vollumfänglich weiter. 
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Der Besteller ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware im Rahmen seines 
Geschäftsbetriebes befugt. 
 
Der Käufer tritt seine Forderungen aus einem Weiterverkauf dieser Vorbehaltswaren 
schon jetzt an den Verkäufer ab und zwar unabhängig davon, ob die Vorbehaltsware 
unbearbeitet oder verarbeitet weiter veräußert wird. 

e) 
Werden die gelieferten Waren mit anderen, dem Lieferer nicht gehörenden 
Gegenständen untrennbar vermischt, so erwirbt er das Eigentum an der neuen Sache 
wiederum im Verhältnis des Wertes der Kaufsache zu den anderen vermischten 
Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung. 
 
Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Bestellers als Hauptsache 
anzusehen ist, so überträgt 

 
der Besteller dem Lieferer anteilsmäßig Miteigentum, der Besteller verwahrt das Allein- 
oder Miteigentum des Lieferers für diesen. 
 
f) 
Werden die gelieferte Ware oder daraus hergestellte Gegenstände oder Sachen vom 
Besteller weiter veräußert oder direkt bzw. nachverändert in ein Grundstück eines 
Dritten eingebaut, derart, dass sie wesentliche Bestandteile des Grundstücks des 
Dritten werden, so gehen die anstelle dieser Sachen tretenden Forderungen des 
Bestellers gegen seinen Abnehmer oder Dritte auf den Lieferer zur Sicherung seiner 
Forderungen über, ohne dass es einer besonderen Abtretungserklärung bedarf. 
 
g) 
Der Lieferer gibt ihm zustehende Sicherheiten auf Verlangen des Bestellers insoweit 
frei, als der realisierbare Wert der Sicherheiten die zu sichernden Forderungen um 
mehr als 10 % übersteigt, die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt dem 
Lieferer. 
 
 

VI. Lieferzeit 
 
Die Lieferfrist beginnt mit dem Tag der Absendung der Auftragsbestätigung und gilt als 
eingehalten, wenn bis Ende der Lieferfrist die Ware das Werk verlassen hat. 
 
Die Lieferfrist verlängert sich angemessen bei Maßnahmen im Rahmen von 
Arbeitskämpfen, insbesondere Streik und Aussperrung, sowie beim Eintritt 
unvorhergesehener Hindernisse, wie etwa Betriebsstörungen, Rohstoffmängel, 
Verkehrsstörungen etc., die außerhalb des Willens des Lieferers liegen, soweit 
solche Hindernisse nachweislich auf die Fertigstellung oder Ablieferung des 
Liefergegenstandes von erheblichem Einfluss sind. 
 
Dies gilt auch, wenn die Umstände bei Vor- oder Unterlieferern eintreten. 
 
Die vorbezeichneten Umstände sind auch dann vom Lieferer nicht zu vertreten, wenn 
sie während eines bereits vorliegenden Verzuges entstehen. 
 
Die Einhaltung der Lieferfrist setzt die Erfüllung der Vertragspflichten des Bestellers 
voraus. 
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VII. Versand 
 
Alle Versendungen erfolgen nach bestem Ermessen des Lieferers auf Kosten des 
Bestellers. 
 
Die Wahl der Versandart bleibt dem Lieferer vorbehalten, aus der getroffenen Wahl 
können dem Lieferer gegenüber keine Ansprüche abgeleitet werden. 
 
Postsendungen unter 2 Kilo werden frankiert abgefertigt, der Lieferer behält sich die 
Berechnung dieser Portokosten vor. 
 
 

VIII. Versand nach dem Ausland 
 
Versendungen nach dem Ausland unterliegen gegebenenfalls zusätzlichen allgemeinen 
Verkaufsbedingungen für Export und sonstigen zusätzlichen besonderen 
Vereinbarungen. 
 
Zusätzlich gelten die incoterms 2000 vereinbart, es steht dem Lieferer frei, hierauf 
zurückzugreifen. 
 
 

IX. Gefahrübergang und Entgegennahme 
 
Die Gefahr geht mit Übergabe der Waren an den Transporteur auf den Besteller über, 
gleichviel, ob der Lieferant oder der Besteller den Transporteur beauftragt haben, und 
zwar auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Lieferer noch andere 
Leistungen übernommen hat, unbeschadet etwaiger anderweitiger Vereinbarungen. 
 
Verzögert sich der Versand, der nach Wahl des Lieferers durch Bahn oder Spedition 
erfolgen kann, infolge von Umständen, die der Besteller zu vertreten hat, so geht die 
Gefahr vom Tage der Versandbereitschaft ab auf den Besteller über; jedoch ist der 
Lieferer verpflichtet, auf Wunsch und Kosten des Bestellers die Versicherungen zu 
bewirken, die dieser verlangt. Angelieferte Gegenstände sind, auch wenn sie 
unwesentliche Mängel aufweisen, vom Besteller unbeschadet der Rechte aus Ziffer 9 
entgegenzunehmen. 
 
Teillieferungen sind zulässig.  
 
 

X. Gewährleistung 
 
Liegen Mängel der Lieferung vor, werden diese nach Wahl des Lieferers beseitigt oder 
die mangelhaften Gegenstände durch Lieferung neuer mangelfreier Waren ersetzt, die 
ersetzten Teile werden Eigentum des Lieferers. 
 
Im Fall der Mängelbeseitigung ist der Lieferer verpflichtet, alle zum Zweck der 
Mängelbeseitigung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, 
Arbeits- und Materialkosten zu übernehmen, soweit sich diese Kosten nicht dadurch 
erhöhen, dass die Liefergegenstände nach einem anderen Ort als vertraglich 
vorgesehen, verbracht wurden. 
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Schlägt die Nacherfüllung fehl, so kann der Besteller nach seiner Wahl Rücktritt vom 
Vertrag oder Minderung verlangen. 
 
Wegen unwesentlicher Mängel ist der Rücktritt ausgeschlossen. 
 
Keine Gewähr wird übernommen für Schäden, die durch nicht ordnungsgemäße 
Aufstellung, unsachgemäße Pflege, natürliche Abnutzung oder Austauschwerkstoffe 
entstehen, sofern sie nicht auf Verschulden des Lieferers zurückzuführen sind. 
 
Der Lieferer übernimmt auch keine Haftung für von Seiten des Bestellers oder Dritter 
unsachgemäß ohne vorherige Genehmigung des Lieferers vorgenommene Änderungen 
oder Instandsetzungsarbeiten. 
 
 

XI. Verjährung und Schadenersatzansprüche 
 
a) 
Gewährleistungsansprüche verjähren in einem Jahr ab Ablieferung der Waren. 
 
Die gesetzliche Frist gilt jedoch, als das Gesetz für Sachmängelansprüche bei 
Bauwerken und Sachen für 
 
Bauwerke, den Rückgriffsanspruch des Bestellers nach § 478, 479 BGB oder für 
Baumängel längere Fristen vorschreibt. 
 
Die gesetzliche Verjährung gilt ferner in Fällen der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, bei einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung des Lieferers und arglistigem Verschweigen des Mangels. 
 
b) 
Weitere Zahlungs- und Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus dem 
Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung über die in Ziffer 9. festgelegten 
Ansprüche sind ausgeschlossen. 
 
Dies gilt wiederum dann nicht, wenn der Lieferer aus Gesetz zwingend haftet, z. B. 
nach dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, 
wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, wegen der 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. 
 
Der Schadenersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch 
auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit gehaftet wird. 
 

XII. Montagebedingungen 

 
1.   
Der Besteller hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig zu bestellen:  
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a)  
Bereitstellung der notwendigen Fachkräfte/Hilfskräfte (Maurer, Zimmerleute, Schlosser 
und sonstige Fachkräfte, Handlanger) in der für die Montage erforderlichen Zahl und für 
die erforderliche Zeit, die Fach-/Hilfskräfte haben die Weisung des Montageleiters zu 
befolgen. Für die von den zur Verfügung gestellten Fach-/Hilfskräften ausgeführten 
Arbeiten übernimmt der Lieferer keinerlei Haftung.  
 
b)  
Alle Erd-, Bau-, Bettungs- und Gerüstarbeiten, die erforderlichen Stemm- und 
Durchbrucharbeiten sowie die Zimmererarbeiten. Eingeschlossen sind die dazu 
benötigten Baustoffe, sowie Kran- oder Gerüststellung. Alle elektrischen Anschlüsse 
und Zuleitungen. Diese sind nach Anweisung des Lieferers auszuführen. 
 
c)  
Die zur Montage und Inbetriebnahme erforderlichen Vorrichtungen, wie Hebezüge, 
Flaschengas, Flaschensauerstoff und sonstige erforderliche Bedarfsgegenstände und 
Bedarfsstoffe. 
 
d)  
Heizung, Beleuchtung und Betriebskraft einschließlich der erforderlichen Anschlüsse bis 
zur Baustelle. 
 
Für die Aufbewahrung der Maschinenteile, Materialien, Werkzeuge genügend große 
und verschließbare Räume. Ferner für die Monteure Aufenthaltsräume mit 
Waschgelegenheit.  
 
e)  
Versicherungsschutz für Materialien und Werkzeuge gegen Diebstahl und 
Beschädigung jeder Art.  
 
f)  
Bereitstellung von Materialien und Vornahme aller sonstigen notwendigen Handlungen 
zur Einregulierung des zu montierenden Gegenstandes und zur Durchführung einer 
etwaig vertraglich vorgesehenen Erprobung.  
 
2. 
Vor Beginn der Montage müssen Anfuhrwege und Aufstellplatz geräumt sowie alle 
sonstigen Vorarbeiten abgeschlossen, das Grundmauerwerk abgebunden und trocken 
sein. Die Lieferteile müssen sich an Ort und Stelle befinden, insbesondere muß die 
technische Hilfeleistung des Bestellers gewährleisten, daß die Montage unverzüglich 
nach Ankunft des Montagepersonals begonnen und ohne Verzögerung bis zur 
Abnahme durch den Besteller durchgeführt werden kann. 
 
3.  
Verzögert sich die Montage oder Inbetriebnahme auf der Baustelle ohne Verschulden 
des Lieferers, so gehen alle Kosten für die Wartezeit und nochmalige Anreise zu Lasten 
des Bestellers.  
 
4.  
Vom Besteller geforderte Zusatz- und Sonderarbeiten müssen vom Lieferer schriftlich 
bestätigt werden und gehen zu Lasten des Bestellers. 
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5.  
Durch den Bauherren gestellte Fach-/Hilfskräfte werden von diesem einschließlich der 
anfallenden Sozialabgaben (Krankenkassen, Berufsgenossenschaft etc.) bezahlt.  
 
6.  
Die Monteure des Lieferers sind nicht berechtigt und befugt, verbindliche Zusagen und 
Absprachen mit dem Besteller zu treffen oder Forderungen des Bestellers verbindlich 
anzuerkennen.  
 
7. 

a) Der 
Besteller ist zur Abnahme der Montage verpflichtet, sobald ihm deren Beendigung 
angezeigt worden ist und eine etwa vertraglich vorgesehene Erprobung des montierten 
Liefergegenstandes stattgefunden hat. Erweist sich die Montage als nicht 
vertragsgemäß, so ist der Lieferer zur Nacherfüllung auf seine Kosten verpflichtet. Dies 
gilt nicht, wenn die Nacherfüllung nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist oder 
auf einem vom Besteller zu vertretenden Umstand beruht. Liegt ein nicht wesentlicher 
Mangel vor, so kann der Besteller die Abnahme nicht verweigern, wenn der Lieferer die 
Pflicht zur Beseitigung des Mangels ausdrücklich anerkennt. 
 
b)  
Verzögert sich die Abnahme ohne Verschulden des Lieferers, so gilt die Abnahme nach 
Ablauf zweier Wochen seit Anzeige der Beendigung der Montage als erfolgt. 
 
c)  
Mit Abnahme entfällt die Haftung für erkennbare Mängel, soweit sich der Besteller nicht 
die Geltendmachung eines bestimmten Mangels vorbehalten hat. 
 
8. 
Montagearbeiten sind, wenn nicht anders vereinbart, gesondert abzurechnen. Die 
Montagekosten umfassen insbesondere Reisekosten, täglich Auslösung der 
Arbeitsstunden des Montagepersonals nach den jeweils gültigen Verrechnungssätzen 
des Lieferers, einschließlich Zuschlägen für Überstunden (zzgl. 25 %), Nachtarbeit 
(zzgl. 50 %) und Sonn- und Feiertagsarbeit (zzgl. 100 %). Normalarbeitszeit ist von 
Montag bis Freitag 07:30 Uhr bis 16:30 Uhr, unbeschadet etwaiger anderer 
Vereinbarungen, wie auch in Rahmenvereinbarungen. 
 
Vorbereitungs-, Reise-, Warte- und Wegezeiten werden als Arbeitszeit betrachtet und 
verrechnet. Verzögert sich die Aufstellung oder Inbetriebnahme ohne Verschulden des 
Lieferers, so hat der Besteller alle Kosten für die Wartezeit und weiter erforderliche 
Reisen zu tragen. Vereinbarte Pauschalpreise für Montagen schließen Zuschläge für 
notwendig werdende Überstunden, Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit nicht ein. 
Diese können zusätzlich berechnet werden. Die mit dem Einbau der Anlage in 
Zusammenhang stehenden Montagen gelten mit der probeweisen Inbetriebsetzung als 
abgeschlossen. 
 
9. 
Der Lieferer ist auch berechtigt, für die Montagetätigkeit Subunternehmer einzusetzen, 
er ist somit nicht höchst persönlich zur Durchführung der Montage verpflichtet.  
  
Die Subunternehmer werden als Erfüllungsgehilfen des Lieferers tätig, im Rahmen 
derer Tätigkeit gelten diese Montagebedingungen gleichfalls.  
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XIII. Sonstiges 

 
a) 
Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in 
seinen übrigen Teilen verbindlich, die unwirksame Bestimmung wird ersetzt durch eine 
solche, die dem wirtschaftlich Gewollten am nächsten kommt. 
 
b) 
Erfüllungsort und Gerichtsstand wird am Sitz des Lieferers vereinbart, sofern der 
Besteller Kaufmann im Sinne des Gesetzes ist, dem Lieferer bleibt es jedoch 
unbenommen, auch am Sitz des Bestellers zu klagen. 
 
Sämtliche Vereinbarungen zwischen Lieferer und Besteller sind schriftlich 
niederzulegen, Schriftform gilt auch für sämtliche Änderungen und/oder Nebenabreden 
vor oder nach Abschluss des Vertrages. 
 
Schriftform gilt insofern auch für eine Aufhebung dieser Schriftformklausel. 

c) 
Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt deutsches 
materielles Recht unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenverkauf (CISG). 
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